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Gemeinsames Positions- und Forderungspapier Biomethan 

DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. und Fachverband Biogas e.V. (FvB) 

(Stand: September 2026) 

Biomethan als strategischer Baustein der Energiewende auf Basis neuer Gase 

1. Biomethan kann Klimaschutz und Versorgungssicherheit 

Biomethan kann dauerhaft einen substanziellen Beitrag zu Klimaschutz, Versorgungssicherheit sowie regionaler 
Wertschöpfung leisten und zeitnah über die Nutzung vorhandener Gasinfrastrukturen mobilisiert werden. Es kann fossile 
Energieträger im Wärmemarkt, als Kraftstoff, in der Industrie, für KWK und in der Stromspitzenlastabdeckung ersetzen. 
Ebenso ist Biomethan als heimischer Energieträger verfügbar und trägt durch seine saisonale Speicherfähigkeit zur 
Sicherheit der Energieversorgung bei. Biomethan muss wie Wasserstoff auf allen Netzebenen ermöglicht werden. 

Interessen von Investoren, Biomethanproduzenten, Biomethanhändlern und Netzbetreibern müssen dabei in einem 
stringentem Ordnungsrahmen zusammengeführt werden. Produzenten benötigen langfristige Planbarkeit und 
Bankfähigkeit für Investitionen in Biomethanprojekte. Biomethanhändler brauchen eine Perspektive, um ihre Kunden mit 
Biomethan versorgen und damit ihren Beitrag zur Dekarbonisierung leisten zu können. Netzbetreiber brauchen größere 
Handlungsspielräume und klarere Rahmenbedingungen, um die Gasnetze auf den Betrieb mit den erneuerbaren Gasen 
(Wasserstoff und Biomethan) und die zukünftigen Anforderungen auszurichten. 

2. Potenziale anreizen: Inland zuerst, Importe ergänzend 

Nutzbare Biomethanpotenziale aus inländischen Einsatzstoffen werden auf 110 bis 150 TWh/a beziffert und liegen damit bei ca.15% des 
derzeitigen Gasbedarfs. Einflussfaktoren sind dabei Abschätzung von verfügbaren zusätzlichen Reststoffpotenzialen sowie die 
Methanisierung biogener CO₂-Ströme. Quellen: ENVEG Studie und IZES Biogas-Studie (2025). Zusätzlich wird es zukünftig auch verstärkt 
synthetischem-Methan geben, dessen Potential hier nicht berücksichtigt ist, das aber die Infrastruktur des Methannetzes nutzen wird. 

Diese Potenziale können sowohl durch den Bau neuer als auch durch Umrüstung bestehender Biogasanlagen von 
Verstromung zu Biomethaneinspeisung bei Nutzung von Energiepflanzen, Nebenprodukten der Landwirtschaft, Reststoffen, Bioabfällen 
und Gülle, gehoben werden. Wirtschaftlichkeit kann insbesondere durch Skalierung von Produktion über die Bildung regionaler 
Biomethancluster mit zentraler Aufbereitung und Einspeisung in das Gasnetz erreicht werden. Kosten beim Netzanschluss können durch 
Standardisierung technischer Lösungen, klare Schnittstellen und eine sachgerechte Zuordnung von Verantwortlichkeiten gesenkt werden. 
Auch ist zu prüfen, welche Verfügbarkeit auf Seiten der Gasnetzbetreiber vorgehalten werden müssen. Hier könnten Kosten gesenkt 
werden, wenn für Engpasssituationen oder geringe Sommerlasten keine teure Netzinfrastruktur vorgehalten werden muss. 

Die Mobilisierung scheitert derzeit weniger an der Technik als an unklarem regulatorischem Rahmen, einer fehlenden 
Wirtschaftlichkeitsdefinition, hohem bürokratischem Aufwand, langen Genehmigungsdauern und fehlenden Regelungen 
für die langfristige Einbindung von Biomethaneinspeisung in Gastransport- und verteilnetze. Ebenso fehlt ein Pfad zur 
Umsetzung europäischer Vorgaben zur verstärkten Nutzung von Biomethan sowie zu grenzüberschreitendem Transport 
und Handel von Biomethan und damit zur Nutzung von Biomethanimporten ergänzend zu den heimischen Potenzialen. 

3. Investitionen sichern, das Gasnetz auf zukünftige Aufgaben umstellen 

Der Netzanschluss bestehender und neuer Biomethananlagen sollte so ausgestaltet werden, dass Investitionen nicht 
durch vermeidbare Hürden erschwert werden. Ein privilegierter Anschlussstatus kann hierfür ein geeignetes Instrument 
sein. Der Anschluss neuer Biomethananlagen und auch die Restrukturierung des Gasnetzes und die hier notwendigen 
Investitionen müssen durch eindeutige rechtliche Rahmenbedingungen abgesichert werden. Dazu müssen Kriterien 
festgesetzt und unterschiedliche Fälle berücksichtigt werden: Weiterbetrieb des Netzes mit Methan – zunehmend 
Biomethan, Umrüstung des Netzes oder von Teilen auf Wasserstoff, Stilllegung von Netzen oder von Teilen, die nicht mehr 
wirtschaftlich betrieben werden können. Hierbei sind zukünftige Einspeisemengen erneuerbarer Gase und Bedarfe die 
zentralen Steuergrößen. 

In Bezug auf die Biomethaneinspeisung muss ermittelt werden, wie hoch die derzeitige Einspeise- bzw. langfristig 
verfügbaren Substratmengen und damit robuste Biomethanpotenziale in den verschiedenen Netzbereichen sind, welche 
Absatzpotenziale erschlossen werden können und wie ein wirtschaftlich sinnvoller Netzanschluss langfristig gesichert 
werden kann. 

Netzbetreiber liefern Grundlagen zur Transport- und Verteilnetzinfrastruktur und ermitteln Ausspeisemengen und 
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Nachfragepotenziale (z. B. mittels Langfristprognose 2.0). Biomethanproduzenten stellen Daten zu Potenzialen zur 
Verfügung. Dabei muss auch die Funktion der deutschen Gasinfrastruktur für den internationalen Transit von Biomethan 
berücksichtigt werden. Auf der Basis dieser Daten wird die langfristige und nach Regionen differenzierte Netzplanung von 
den Netzbetreibern entwickelt. Der Prozess sollte von einer neutralen Stelle wie z.B. der BNetzA begleitet werden, die die 
entsprechende klare Rahmenbedingungen für den Netzanschluss von Biomethananlagen festlegt. 

4. Wirtschaftlichkeit des Anschlusses 

Es ist eine Bewertung notwendig, wann ein Biomethananschluss wirtschaftlich bzw. gesamtwirtschaftlich sinnvoll ist. 
Tragfähige Kriterien für die ökonomische Bewertung eines Biomethan-Netzanschlusses sollte u.a. dabei die Kapazität, die 
Notwendigkeit von Kapazitätserweiterungen, Rückverdichtungen, Qualitätsanpassungen auf Transportnetzebene und die 
geplante Auslastung des Gasnetzanschlusses sein. 

Ziel ist es, wirtschaftlich tragfähige Lösungen zu ermöglichen und zugleich unverhältnismäßige Kostenbelastungen für 
Netzbetreiber und Endkunden zu vermeiden: Anschlüsse sollten realisiert werden, wenn die Kosten des effizienten 
Anschlusses einschließlich notwendiger netzseitiger Anpassungen volkswirtschaftlich sinnvoll sind. Dabei sollten beim 
Netzanschluss alle Kostensenkungspotenziale ausgeschöpft werden und ggf. Netzanschlüsse durch den 
Biomethaneinspeiser realisiert werden können. 

Für bestehende Biomethananlagen ist der gesetzlich vorgesehene Bestandsschutz zu wahren. Für Anschlusskosten und 
Kosten für netzverstärkende Maßnahmen sollte das Prinzip der Kostenwälzung (deutschlandweit) erhalten bleiben. Damit 
würde Investitionssicherheit für wirtschaftlich tragfähige Projekte geschaffen, ohne die Transformation der Netze oder die 
Kostenbelastung der Allgemeinheit unverhältnismäßig zu erhöhen. 

5. Forderungen an BMWE, BNetzA und Bundestagsfraktionen 

Seit dem 1. Januar 2026 gilt für Biomethan ein veränderter Rechtsrahmen. Mit dem Außerkrafttreten der 
Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) wurden die bisherigen Regelungen zu Netzzugang, Kapazität und Gasqualität durch 
die Festlegung „ZuBio“ der Bundesnetzagentur sowie durch den unmittelbar geltenden europäischen Rechtsrahmen der 
Verordnung (EU) 2024/1789 abgelöst. Für den physischen Netzanschluss von Biomethananlagen gelten die früheren 
Regelungen der GasNZV nur noch übergangsweise weiter, in Verbindung mit § 118 Abs. 4 EnWG (Vorlage 
Netzanschlussbegehren und Vorschusszahlung bis spätestens 31.12.2026). Für neue oder nicht fristgerecht qualifizierte 
Projekte fehlt weiterhin eine dauerhafte Anschlussregelung. Damit bestehen insbesondere beim Netzanschluss, bei der 
Kostenverteilung und bei der Definition eines wirtschaftlich zumutbaren bzw. effizienten Anschlusses erhebliche 
Rechtsunsicherheiten. Erforderlich ist daher kurzfristig ein verlässlicher regulatorischer Rahmen für den Anschluss von 
Biomethananlagen, einschließlich klarer Vorgaben zu Wirtschaftlichkeit, Schwellenwerten, Kostentragung, 
Clusterlösungen und Bestandsschutz: 
-   Entwicklung langfristiger regulatorischer Rahmen für Netzeinspeisung mit Investitionsschutz für Biomethananlagen 

(Berücksichtigung bei EnWG-Novelle, dauerhafte Nachfolgeregelung zur GasNZV) und Bestandsschutz von vorhandenen Anlagen 
-   Unterstützung und Einführung einer Förderung von Clusterung, Umrüstung und Anschlussoptimierung 
-   Ermöglichen von grenzüberschreitenden Biomethanhandel und nachhaltigen Importoptionen insb. aus europäischen Partnerländern 
-   Festlegungen von Kriterien zur wirtschaftlichen Machbarkeit und von Anschlusskosten 
-   klare Rolle von Biomethan und Biogas als Baustein der Transformation zur Klimaneutralität und als Energieträger 

eines klimaneutralen Energiesystems in allen Sektoren anerkennen 
-   Reduzierung von bürokratischem Aufwand und beschleunigte Genehmigungen 

6. Fazit 

Biomethan ist ein erneuerbarer Energieträger, der bereits heute im Gasnetz verfügbar ist (rund 13 TWh im Jahr 2025). 
Weitere nationale Biomethan-Potenziale können etwa durch Clusterung von Biogasanlagen und Ausschöpfung von 
Kostensenkungspotentialen beim Netzanschluss sowie Anpassung des regulatorischen Rahmens gehoben werden. Bei der 
Ausgestaltung des regulatorischen Rahmens sollten finanzielle Anreiz- bzw. Absicherungsmechanismen mitgedacht 
werden. Wo ein volkswirtschaftlich sinnvoller Anschluss möglich ist, sollte Biomethanproduzenten eine langfristige 
Anschlussperspektive für die Einspeisung erhalten. Der Gesetzgeber sollte zügig einen verlässlichen regulatorischen 
Rahmen für Biomethan schaffen. Berücksichtigt werden sollte strategisch auch, dass Biomethan durch einen technisch 
schon heute möglichen Import nach Deutschland weitere Möglichkeiten zur Treibhausgasreduktion eröffnet. Zusätzliche 
Potenziale aus europäischen Nachbarländern, aber z. B. auch aus der Ukraine, sollten daher einbezogen werden. Hinzu 
kommt das Potenzial langfristig über Methanisierung e-Methan zu erzeugen und bereitzustellen. 


